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Kommentar: 

Umweltprämie für Altautos: Eine kostspielige Lösung – nicht nur für den 
Steuerzahler 

Die Regierung hat ein neues, 50 Mrd. Euro schweres, Konjunkturpaket beschlossen. Eine bedeutende Rolle 

in diesem Paket spielt die Umweltprämie für Altwagen. Für Autos, die älter als neun Jahre sind, soll eine 

Prämie von 2 500 Euro gezahlt werden, wenn die Halter sich im Jahr 2009 einen Neuwagen anschaffen und 

ihr altes Fahrzeug stilllegen. Damit soll der Absatz von Neuwagen angestoßen werden, der bereits seit Be-

ginn des Jahres 2008 nur schleppend verläuft und zum Jahresende drastisch einbrach. Dieser Einbruch ist 

vor allem vor dem Hintergrund der im November beschlossenen Steuerbefreiung für Neuwagen bemerkens-

wert. Die Regierung hatte bereits im vergangenen Jahr vor dem Hintergrund zurückgehender Neuzulassun-

gen entschieden, Automobile, die bis Mitte 2009 neu zugelassen werden, für maximal zwei Jahre von der 

Kfz-Steuer zu befreien.  

Seit Beginn der 90er Jahre nimmt das durchschnittliche Alter des Pkw-Bestands kontinuierlich zu. Im 

Jahr 2007 lag es bei 8,3 Jahren. Zum einen dürfte der technische Fortschritt eine Ursache hierfür sein, denn 

mit zunehmender Qualität verlängert sich auch die potenzielle Nutzungsdauer der Fahrzeuge. Eine immer 

längere Nutzung wird aber zudem durch die – mit der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit – zunehmend einge-

trübten Einkommensperspektiven begünstigt worden sein, denn Automobile sind hochwertige Wirtschafts-

güter, deren Anschaffung teuer ist. Der Attentismus beim Neuwagenkauf wurde in der letzten Zeit aber auch 

durch die Politik begünstigt. Eine grundlegende Reform der Kfz-Steuer, nach der die Steuerbelastung sich 

am Schadstoffausstoß orientieren wird, steht auf der Tagesordnung und war bisher für das Jahr 2011 ange-

kündigt. Die Ausgestaltung der Reform ist allerdings noch nicht absehbar. In einer solchen Situation wird 

ein Neukauf häufig aufgeschoben, bis sich die Rahmenbedingungen klarer abzeichnen. Diese Steuerreform 

soll nun vorgezogen werden: auf Mitte 2009. 

Nach Angaben des Kraftfahrtbundesamts waren im Jahr 2007 auf bundesdeutschen Straßen 18,8 Mio. 

Automobile zugelassen, die im Jahr 2008 älter als neun Jahre wären. Wird davon ausgegangen, dass Pkws, 

die älter als 20 Jahre sind, aus mehr oder weniger ideellen Gründen gehalten werden, kann die Umweltprä-

mie potenziell für 17,7 Mio. Autos in Anspruch genommen werden. Damit kämen auf den Staat maximal 

Kosten in Höhe von 44,2 Mrd. Euro zu. Nun ist bei vielen Haltern älterer Fahrzeuge davon auszugehen, dass 

die Anschaffung eines Neuwagens auch unter Berücksichtigung der Umweltprämie und der temporären 

Steuerbefreiung nicht finanzierbar ist. Vor allem Halter älterer Zweitfahrzeuge könnten angeregt werden, 

diese zu ersetzen. Die Regierung geht davon aus, dass die Umweltprämie mit Ausgaben in Höhe von 1,5 Mrd. 

Euro verbunden sein wird; dann würden gut 3% der potenziellen Altfahrzeuge ersetzt werden. Ab Mitte des 

Jahres wird aber klar sein, wie sich die künftige Steuerbelastung von Automobilen in Abhängigkeit von der 

Schadstoffklasse entwickeln wird. Dadurch besteht ein deutlicher Anreiz, Kraftfahrzeuge in der zweiten 

Jahreshälfte zu ersetzen; die Kosten für die Umweltprämie könnten damit deutlich höher liegen.  

Hinter dieser Prämie steht nichts anderes als die Subventionierung einer einzelnen Branche – mit allen 

negativen, verzerrenden Wirkungen, die solche Begünstigungen nach sich ziehen. Diese – konjunkturelle – 

Hilfe trifft einen Wirtschaftszweig, die Automobilbauer. Die Güterallokation wird durch eine solche Grö-

ßenordnung massiv gestört und notwendige Anpassungen unterbleiben. In späteren Jahren wird dies kost-

spielige Umstrukturierungen nach sich ziehen. Diese Maßnahme verursacht nicht nur Belastungen für den 

Steuerzahler, sie zieht auch gesamtwirtschaftliche Kosten nach sich. Dabei kann die Stimulierung der Kon-

junktur als Begründung nur bedingt tragen, denn im Zeitalter der Globalisierung erfolgt die Produktion von 

Autos nicht unbedingt in Deutschland.  
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